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INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





EDITORIAL/079: Der Islam gehört zu Deutschland?! (SB)





Wochendruckausgabe 79 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
24.03.2018
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Der Islam gehört zu Deutschland?!

Bundesländer gehören zu Deutschland, das Reichstagsgebäude ebenso wie
das Brandenburger Tor. Zu großen Teilen gehören auch der Rhein, die
Elbe oder die Alpen zum deutschen Staatsgebiet, Hamburg, München,
Berlin zum Beispiel oder Frankfurt am Main und Bonn. Und das sicher
nur, solange dieses andere Menschen dem jeweiligen Selbstverständnis
zugestehen. Also Gegenstände, Territorien und ähnliches könnten
gegebenenfalls Menschen eines Sprachraums nur gehören, denen sie in
Verbindung mit einer gesellschaftlichen Struktur oder Ordnung als
Besitz auch zugesprochen werden.

Jedoch weder als Besitzstand noch mit anderen präferierten Ansprüchen
gehören Menschen automatisch dazu, besonders als daß es bei welcher
Hörigkeit oder bei welchem Gehorchen, sprich Horchen, auch immer doch
auf die jeweilige und gewiß wechselbare Absicht oder Motivation des
hörenden oder horchenden Menschen ankommt, welche er den
entsprechenden Aufmerksamkeitssignalen entgegenbringt. Sie könnten
genauso als Bedrohung und Grund, sich durch Flucht oder Gegenwehr
entziehen zu müssen, verstanden werden wie als zugewandtes Interesse.
In ihrer ursprünglichen, natürlichen Freiheit und Wechselhaftigkeit
hören Menschen danach bestenfalls mit dem Motiv, entweder den Signalen
zu folgen oder sich ihnen zu widersetzen.

Zusammengefaßt kann dementsprechend kein Mensch einer von ihm
bevorzugten und praktizierten Religion gehören, noch könnte diese,
ihrem grundlegenden Zweck folgend, Bestandteil eines staatlichen
Anspruchs werden, weil mit Sicherheit nur jeder einzelne ihr
nachzugehen bereit sein kann.

Schattenblick-Redaktion


23. März 2018
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INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/258: Hambacher Forst - Endlösung, nein danke ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 31. März 2018

Bezirksregierung Arnsberg genehmigt Rodung ab Oktober



Nicht überraschend und doch niederschmetternd? Die Bezirksregierung
Arnsberg genehmigt den Hauptbetriebsplan 2018-2020 und somit die weitere
Rodung des Hambacher Forstes ab Oktober 2018.

Hier der Link zur Presseerklärung der Bezirksregierung: 

https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/presse/2018/03/063_18_03_29/index.php

Was bedeutet das für uns? Nur ein erneuter Beweis, dass Rechtssprechung
nichts mit Gerechtigkeit zu tun hat. Dass Profitinteresse über Umwelt- und
Menschenrechten stehen. Und dass Kohleausstieg Handarbeit bleibt.

Die Versuche, unseren Protest zu kriminalisieren und zu isolieren, sind
offensichtlicher denn je: Noch nie saßen so viele Aktive für so geringe
Vergehen im Knast. Gleichzeitig wird versucht, es so darzustellen, als
ginge die Gewalt von uns aus, und wir wären Schuld, wenn die Polizei sich
gezwungen fühle, wegen Gefahr im Vollzug die Besetzungen zu räumen und den
Wald zu zerstören. Es ist nötiger denn je, dem entgegen zu wirken. Lasst
uns jetzt schon beginnen, uns auf die kommende Rodungssaison vorzubereiten.
Es ist Zeit, Ortsgruppen zu gründen, sich zu organisieren oder ein weiteres
Urlaubssemester zu beantragen, den Job zu kündigen, die Schule abzubrechen
und eine Rodungssaison im Hambi zu planen.

Denn ein Klima der Gerechtigkeit müssen wir selbst erkämpfen.

Weitere Informationen:

http://hambacherforst.blogsport.de/

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





AFRIKA/685: Hohe Haftstrafen gegen Sklavenhalter in Mauretanien


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 30. März 2018

Bedeutender Erfolg im Kampf gegen Sklaverei

Sklaverei wird weiter tabuisiert in Mauretanien



Göttingen, den 30. März 2018 - Als bedeutenden Erfolg im Kampf gegen
Sklaverei bezeichnete die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) die
Verhängung von hohen Haftstrafen gegen zwei Sklavenhalter in Mauretanien.
"Endlich wird Sklaverei nicht mehr als Kavalierdelikt behandelt, sondern
als Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Dies ist ein wichtiger Durchbruch
im weltweiten Kampf gegen Sklaverei", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich
Delius am Karfreitag in Göttingen. Die beiden Sklavenhalter waren am
Mittwoch in der im Norden des Landes gelegenen Stadt Nouadhibou zu 10 bzw.
20 Jahren Gefängnis und hohen Geldstrafen verurteilt worden. Bislang sind
in Mauretanien nur wenige Sklavenhalter zu geringen Gefängnisstrafen
verurteilt worden.

Doch die Menschenrechtsorganisation warnte zugleich vor zu viel Optimismus
im Kampf gegen Sklaverei in dem nordwestafrikanischen Land. "Denn 
Sklaverei-Kritiker werden noch immer massiv bedrängt und Sklaverei wird in der
Öffentlichkeit oft tabuisiert", warnte Delius. So war erst am 20. März 2018
der französische Journalist Seif Kousmate bei der Ausreise aus Mauretanien
festgenommen worden. Er hatte sich drei Wochen in dem Land aufgehalten, um
für eine Reportage über Sklaverei zu recherchieren. Mehr als vier Tage lang
wurde er von den Behörden festgehalten und von Polizisten verhört. Alle von
ihm aufgezeichneten Fotos wurden von seinen Fotoapparaten und
Speicherkarten gelöscht. Schließlich wurde er nach internationalen
Protesten fünf Tage nach seiner Festnahme des Landes verwiesen. "Die
skandalöse Festnahme des Journalisten zeigt, dass Sklaverei noch immer von
Mauretaniens Behörden tabuisiert wird und dass es für solche kritischen
Themen keine Pressefreiheit in dem Land gibt", erklärte Delius.

Auch mauretanische Sklaverei-Kritiker werden weiterhin massiv von den
Behörden bedrängt und kriminalisiert. Dies gilt vor allem für Anhänger der
Sklaverei-kritischen Organisation IRA-Mauritanie, der die Behörden noch
immer die offizielle Anerkennung als Nichtregierungsorganisation
verweigern.

Die vorgestern beschlossenen wegweisenden Gerichtsurteile gehen auf
Sklaverei-Fälle zurück, die im Jahr 2011 von Menschenrechtlern angezeigt
worden waren. In einem Fall wurde eine gesamte Familie versklavt. Der
29jährige Sohn des inzwischen verstorbenen Sklavenhalters wurde zu 20
Jahren Haft verurteilt. In dem zweiten Fall war eine heute 60 Jahre alte
Dame angeklagt, drei Mädchen versklavt zu haben. Die Sklavenhalterin wurde
noch in dem Gerichtssaal festgenommen und muss nun 10 Jahre Haft verbüßen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. März 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/247: Oh Herr, wann lässt Du mehr Hirn regnen statt Bomben? - Ostermarsch 2018 Berlin (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin, 2. April 2018

Oh Herr, wann lässt Du mehr Hirn regnen statt Bomben? 


Ostermarsch 2018 Berlin

von Forum Internationalismus Berlin



Trotz nasskaltem Wetter waren es wieder 2000 Menschen, die zum Ostermarsch
in Berlin, diesmal in der Turmstraße, zusammen kamen. Neben den offiziellen
Veranstaltern, die in der Friedenskoordination Berlin zusammengeschlossen
sind, trieb die angespannte Weltlage auch viele Menschen und Vertreter
etlicher weiterer demokratischer Organisationen, Parteien, Kirchen und
Gewerkschaften auf die Straße.

In den Reden und Parolen wurden zentrale Themen angesprochen, die den
Menschen zunehmend Angst machen:

Die Konflikte eskalieren weltweit. Neben den USA und anderen Großmächten
wie Russland und China mischen immer mehr Mächte im Ringen um Hegemonie
mit, darunter auch Deutschland und die EU. Der "Westen" und mit ihm die
Nato gebärden sich zunehmend aggressiv.

Die Bundesregierung plant - wie andere westliche Staaten auch - die
Rüstungsausgaben auf 2% des Bruttoinlandsproduktes nahezu zu verdoppeln.
Das heizt die Rüstungsspirale, aber auch die Konflikte, vor allem mit
Russland, an. Das bedeutet allein in Deutschland ca. 30 Milliarden Euro an
zusätzlichen Ausgaben für Rüstung und Krieg, die in Bereichen wie Umwelt,
Gesundheit, Bildung und Soziales fehlen.

Alle Atomwaffenmächte rüsten nuklear wieder auf. Eine nukleare Katastrophe
ist nicht nur in Korea denkbar, sondern auch in Europa wieder
wahrscheinlicher. Die Bundesregierung weigert sich nach wie vor, die
US-Atomwaffen aus Büchel abzuziehen und den UN-Atomwaffenverbotsvertrag zu
unterzeichnen. Den USA wird weiterhin gestattet, von deutschem Boden aus in
Ramstein völkerrechtswidrige Drohnenangriffe zu starten und zu
koordinieren.

Deutschland gehört zu den größten Rüstungsexporteuren der Welt und betreibt
im Nahen Osten ein "Bombengeschäft" nach allen Seiten. Der
völkerrechtswidrige Angriffskrieg der Türkei in Nordsyrien/Afrin wird unter
anderem mit deutschen Leopardpanzern durchgeführt. Trotz Krieg und
Verbrechen an der Zivilbevölkerung durch die türkische Nato Armee und ihren
verbündeten islamistischen Terrorbanden wurden in den letzten 10 Wochen
mehr als 31 Rüstungsgeschäfte mit der Türkei genehmigt bzw. getätigt. Von
der EU erhält die Türkei erneut 3 Milliarden Euro Unterstützungsgelder.

Gleichzeitig behindern und verfolgen Bundesregierung und zuständige
Innnenbehörden hier in Deutschland wie ein verlängerter Arm Erdogans die
Angehörigen der Opfer dieses Krieges, wenn diese für Frieden in Afrin,
Verteidigung ihrer Existenz, für Demokratie, für Gleichberechtigung aller
Volks- und Glaubensgruppen und für Frauenrechte demonstrieren.

Nicht hinnehmbar, dass die Demonstrationsleitung es zulassen wollte, dass
die Polizei versuchte, die völlig friedlichen kurdischen Mitdemonstranten
vom Ostermarsch abzutrennen und auszugrenzen. Es war dem beherzten
solidarischen Eingreifen von Gewerkschaftsmitgliedern,
Linken-Parlamentariern wie Dieter Dehm (einer der Hauptredner auf der
Kundgebung) und schließlich des überwiegenden Teils der
Demonstrationsteilnehmenden selbst zu verdanken, dass die Lage nicht
eskalierte und ein gemeinsamer "friedlicher" Marsch mit unseren kurdischen
und arabischen Friedensfreunden bis zur Abschlusskundgebung möglich wurde.

Es zeigt sich immer mehr, die Gewaltspiralen nach außen und innen greifen
ineinander über. Hass, Diffamierung und Fake News werden
gesellschaftsfähig. Vergiftete Atmosphäre und Spaltung der Gesellschaften
und Völker sind der Nährboden für jegliche Form von Gewalt und Anwendung
von Waffen.

Treten wir dagegen an. Seien wir Vorbild in Sachen Toleranz. Nehmen wir
alle Opfer von Krieg, aber auch Ausgrenzung in unsere Mitte.



Erstveröffentlichung am 31.03.2018:

https://fiberlin.wordpress.com/2018/03/31/oh-herr-lass-hirn-regnen-statt-bomben-ostermarsch-2018-berlin/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8234: Und morgen, den 3. April 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.04.2018 bis zum 04.04.2018 +++
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Wärmlich, grau und regennaß

für die frühe Jahreszeit,

Jean-Luc sitzt im frischen Gras

und zum Start ins Jahr bereit.
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INFOPOOL / EUROPOOL / BÜRGER





MELDUNG/103: Große Mobilisierung in Katalonien (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Große Mobilisierung in Katalonien

von Pilar Paricio, Barcelona - 31.03.2018
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Freitag vergangener Woche, am 23. März, stimmte der Richter des Höchsten
Gerichts in Spanien, Pablo Llarena, der bedingungslosen Inhaftierung des
Präsidentschaftskandidaten für die katalanische Regierung, Jordi Turull,
des ehemaligen Präsidenten des katalanischen Parlaments Carme Forcadell und
der "Exconsellers" Raül Romeva, Josep Rull und Dolors Bassa zu. Am Sonntag,
den 25. März, wurde der ehemalige Präsident der katalanischen Generalitat
Carles Puigdemont verhaftet, als er die deutsche Grenze in Richtung Belgien
passierte. Dies geschah aufgrund des europäischen Haftbefehls, der von
demselben Richter ausgestellt worden war, der auch Haftbefehle gegen die
Politiker Antoni Comín, Meritxell Serret, Lluís Puig, Clara Ponsati und
Marta Rovira erlassen hatte, die sich respektive in Belgien, Schottland und
der Schweiz aufhielten.

Das mag legal sein, jedoch ist es höchst unmoralisch, Politiker für ihre
Ideen ohne Gerichtsverfahren zu inhaftieren, während andere, die wegen
Korruption und Geldwäsche verurteilt wurden, auf freiem Fuß bleiben.

Aus Protest gegen diese Inhaftierungen gingen hunderte von Menschen auf die
Straßen der großen katalanischen Städte: in Tarragona blockierten sie die
Autobahn AP7 mit Slogans wie "Puigdemont unser Präsident", in Sallent wurde
ebenfalls eine Ausfallstraße besetzt, in Girona wurde vor der Vertretung
der spanischen Regierung demonstriert und ebenfalls die Autobahn blockiert,
weitere Besetzungen gab es in einigen pyrenäischen Städte wie Sort und
Puigcerda und im Süden von Katalonien.

In Barcelona selbst gab es eine Massendemonstration, die von dem Banner
"Freiheit für politische Gefangene" angeführt wurde und die vor der
Vertretung der Europäischen Union begann und dann mit der Verlesung eines
Manifests vor dem deutschen Konsulat endete. Weitere Demonstrationen in
Barcelona gab es vor dem Gebäude der Vertretung der spanischen Regierung in
Katalonien.

Der Präsident des Parlamentes appellierte in den Medien an die Bürger,
angesichts dieses demokratischen Rückschrittes mit Gewaltfreiheit auf die
Ungeheuerlichkeit des spanischen Staates zu reagieren. Er warnte, dass
Katalonien zu einem Versuchslabor geworden ist, in dem der spanische Staat
Repression gegen jede Meinung testet, die seinen eigenen Interessen
entgegensteht. Er erklärte, dass an einem gemeinsamen politischen
Vorschlag aller Parteien und Beteiligten gearbeitet werde, um auf diese
Repression zu reagieren. Er bekräftigte zudem, dass die Situation keine
juristische, sondern eine politische Antwort benötige.

In diesen Tagen werden von den Unabhängigkeitsparteien drei Alternativen
diskutiert: ein Generalstreik, permanente Mobilisierung oder sofortige
Amtseinführung von Carles Puigdemont.

Übersetzung aus dem Englischen von Evelyn Rottengatter


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





FÜHRUNG/942: Köln - "Einmal um die Welt", Führung mit dem Fotografen Beat Presser am 5. und 6. April 2018


Michael Horbach Stiftung

"Einmal um die Welt"

Führung mit dem Fotografen Beat Presser 

am 5. und 6. April 2018 um 18:00 Uhr

Kunsträume der Michael Horbach Stiftung

Wormser Str. 23, 50677 Köln



Am 5. und 6. April jeweils um 18 Uhr haben Sie die einmalige Gelegenheit an
einer Führung mit dem weitgereisten Schweizer Fotografen Beat Presser durch
seine Ausstellung "Einmal um die Welt" teilzunehmen.

Die Ausstellung "Einmal um die Welt" des Fotografen und Filmmachers Beat
Presser wirft viele Fragen auf:

Wie kam es, dass Klaus Kinski 1976 auf dem Titelblatt der Fotozeitschrift
The Village Cry erscheint? Wie zu einem ersten Treffen
mit Klaus Kinski und später mit Werner Herzog? Was war die Aufgabe von Beat
Presser auf den Filmsets von Werner Herzog bei
Fitzcarraldo, Cobra Verde und Invincible als Standfotograf und
Kameraassistent?

Wie bereitet sich der Fotograf auf seine Reisen vor? Studiert er
Kartenmaterial und alte Fotografien? Liest er historische
Abhandlungen, stöbert er in Archiven, nimmt er bereits im Vorfeld mit
Sachkundigen Kontakt auf? Wie sind seine ersten
Schritte in der Fremde? Wie orientiert er sich? Wie schützt er sein
Filmmaterial? Was benutzt er für Kameras?

Wie kommt Beat Presser zu der folgenden Behauptung: "Hoher Himmel, tiefes
Tal; die Schweiz, je höher desto besser" und dazu, sich wie selten ein
anderer Fotograf derart intensiv mit der Schweizer Alpenwelt
auseinanderzusetzen? Auf Skiern und zu Fuss seine Heimat von ganz oben zu
erkunden?

2009 reist Beat Presser nach Ostafrika, um sich mit der ältesten noch heute
erhaltenen Schiffahrtskultur der Dhau-Schiffahrt zu beschäftigen. Woher
kamen die Nomaden des Windes, die das Meer als Erste erkundeten? Aus
Afrika, Arabien oder dem Vorderen Orient? Aus Indien, Indonesien oder der
Südsee? Wie waren jene Schiffe für solch lange und strapaziöse Reisen
beschaffen und ausgerüstet?

Gibt es eine glückliche Nonne oder den glücklichen Mönch, The Happy Monk,
die oder der schon zu Lebzeiten das sagenumwobene Nirwana erreicht hat?
Nirwana, den Zustand tiefen inneren Friedens und Glücks, das Erlöschen
jeglicher Bedürfnisse, dank vollkommenen Friedens, sowie die Befreiung von
weiteren Wiedergeburten, höchstes Ziel der buddhistischen Lehre. Und wenn
ja, wo?

Beat Presser ging der Frage nach und bereiste zwischen 2000 und 2008
Indien, Thailand, Burma, Sri Lanka, Laos, Kambodscha, Korea, Ladakh und
Nepal.

Hat er eine Antwort gefunden?

Diese und viele andere Fragen wird Beat Presser versuchen am 5. und 6.
April nach 18h zu beantworten!




Die Führung ist kostenlos, um Anmeldung wird gebeten:

info@michael-horbach-stiftung.de

Kunsträume der Michael Horbach Stiftung

Wormser Straße 23, 50667 Köln

Mi. und Fr. 15.30 - 18.30 Uhr, So. 11 - 14 Uhr,

sowie nach Vereinbarung

Telefon: +49 (0)221 2999 3378

Anfahrt: www.michael-horbach-stiftung.de


Weitere Informationen zur Ausstellung:

http://www.michael-horbach-stiftung.de/kunstraeume/einmal-um-die-welt-2018.html

 * 

Quelle:

Michael Horbach Stiftung

Wormser Str. 23, 50677 Köln

E-Mail: info@michael-horbach-stiftung.de

Internet: www.michael-horbach-stiftung.de
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GLEICHHEIT/6608: Israel - 17 Demonstranten im Gazastreifen getötet


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Israel: 17 Demonstranten im Gazastreifen getötet

Von Jean Shaoul

2. April 2018



Israelische Soldaten haben am 30. März mindestens 17 Palästinenser getötet
und über 1.400 weitere verwundet. Mit scharfer Munition gingen sie gegen
eine Protestaktion an der Grenze zwischen Gaza und Israel vor. Die
Protestierenden waren nur mit Steinen und selbst hergestellten Brandsätzen
bewaffnet.

Die israelische Armee setzte Scharfschützen, Drohnen und Waffen zur
Aufstandsbekämpfung ein. Auch in den Städten des Westjordanlands gingen
etwa 900 Palästinenser auf die Straße, und bei Zusammenstößen in Nablus
verletzten israelische Soldaten weitere 27 Palästinenser.

Die Protestaktionen am Grenzzaun des Gazastreifens, genannt "Großer Marsch
der Rückkehr", sollen die nächsten sechs Wochen andauern. Das Gaza-Gebiet
wird von Israel und Ägypten seit elf Jahren auf kriminelle und
unmenschliche Weise von der Welt abgeschnitten.

Die Demonstrationen sollen bis zum 15. Mai andauern, dem 70. Jahrestag der
Staatsgründung Israels. Dieser Tag trägt unter Palästinensern den Namen
Nakba (Katastrophe). An dem Tag begann der bis heute währende Krieg
Israels gegen seine arabischen Nachbarn.

Nach dem Krieg von 1948-1949 blieben von den 1,2 Millionen Palästinensern,
die in dem Teil Palästinas gelebt hatten, der zu Israel werden sollte, nur
noch etwa 200.000 Palästinenser übrig. Während viele vor dem Krieg flohen,
verließen die meisten das Land aus Angst vor dem Schicksal, das ihnen unter
dem Regime zionistischer Terroristen drohte. Der neugegründete Staat
beschlagnahmte ihre Häuser und ihr Land. Besonders berüchtigt war das
Massaker von Deir Yasin, wo Menachem Begins Terrororganisation Irgun jedes
Haus durchkämmte, die Palästinenser daraus vertrieb und dabei 250 Männer,
Frauen und Kinder kaltblütig ermordete.

Laut den Vereinten Nationen gibt es derzeit etwa 5 Millionen registrierte
palästinensische Flüchtlinge. Darunter sind die Vertriebenen des ersten
israelisch-arabischen Kriegs von 1948-1949 und des Kriegs vom Juni 1967 und
ihre Nachkommen, sowie zahllose weitere Flüchtlinge, die später aus Israel
und den von ihm besetzten Territorien vertrieben wurden. Die meisten von
ihnen leben bis heute unter den entsetzlichen Bedingungen von
Flüchtlingslagern im Gazastreifen, im Westjordanland, in Jordanien, im
Libanon oder in Syrien. Viele leben heute über den ganzen Nahen Osten
verstreut oder in westlichen Ländern.

Israel weigert sich hartnäckig, palästinensischen Flüchtlingen und ihren
Nachkommen das Recht auf Rückkehr zu gewähren, weil das einem Eingeständnis
seiner Verantwortung für ihre Vertreibung gleichkommen würde. Außerdem
würde dies die jüdische Mehrheit in Israel gefährden, und deshalb behauptet
der zionistische Staat immer wieder, es würde sein Überleben gefährden.

Die Demonstrationen begannen an diesem Freitag, weil dies auch der "Tag des
Bodens" ist, den Palästinenser in aller Welt jedes Jahr begehen. An diesem
Tag vor 42 Jahren erschossen israelische Soldaten sechs palästinensische
Bürger Israels. Sie hatten dagegen protestiert, dass palästinensisches Land
im Norden Israels enteignet worden war, um jüdische Siedlungen zu
errichten. Weitere hundert palästinensische Israelis wurden an diesem Tag,
dem 30. März 1976, verletzt, und hunderte weitere verhaftet.

Eine zentrale Forderung des Großen Marschs der Rückkehr ist die volle
Durchsetzung der Resolution 194 der UN-Generalversammlung vom Dezember
1948. Darin heißt es, "dass denjenigen Flüchtlingen, die zu ihren
Wohnstätten zurückkehren und in Frieden mit ihren Nachbarn leben wollen,
dies zum frühestmöglichen Zeitpunkt gestattet werden soll".

Von den 1,9 Millionen Palästinenser, die heute im Gazastreifen leben, sind
1,3 Millionen Flüchtlinge, wie das Palästinensische Zentralbüro für
Statistik im Februar 2018 festgestellt hat.

Die Palästinenser haben mehrere Zeltlager im Grenzgebiet zwischen Gaza und
Israel aufgestellt, die tausende Demonstranten fassen können. Sie werden
nahe dem Grenzzaun einen lang anhaltenden Protest durchführen und bis zum
Nakba-Tag am 15. Mai jeden Freitag Demonstrationen durchführen.

Israel hat sich darauf intensiv vorbereitet: Es hat Stacheldrahtzäune
errichten lassen und mehr als einhundert Scharfschützen postiert. Die
Regierung bestätigte schon vor den gestrigen Protesten, dass sie sich
darauf vorbereitet habe, "Proteste mit Tränengas, Schockgranaten und
gezielten Schüssen auf Rädelsführer auseinanderzutreiben". Dazu
mobilisierte sie die Armee, und nicht nur Polizei und Grenzschützer. Als
Grund nannte sie Demonstrationen am Tag des Bodens in Israel und die Furcht
vor Angriffen in Jerusalem.

Armeeführer Gadi Eizenkot sagte, dass die israelische Armee (IDF) bei den
Protesten keine "massenhafte Infiltrierung" Israels erlauben oder die
Beschädigung von Grenzanlagen zwischen Gaza und Israel tolerieren werde.

Er sagte: "Wir haben mehr als einhundert Scharfschützen stationiert, die
wir aus allen militärischen Einheiten zusammengezogen haben, hauptsächlich
aus Sondereinheiten." Er fügte hinzu: "Wenn das Leben von Israelis bedroht
ist, gilt ein Schießbefehl. Wie werden keine massenhafte Infiltration nach
Israel und keine Beschädigung des Grenzzauns zulassen, und schon gar nicht,
dass israelische Siedlungen beeinträchtigt werden."

Deswegen ist auch die gesamte Grenzregion zu einer geschlossenen
militärischen Zone erklärt worden, was man nur als 
"Shoot-to-kill"-Strategie verstehen kann.

Außerdem hat Israel auch Druck auf Facebook ausgeübt, damit es
palästinensische Journalisten zensiert und jedwede kritische
Berichterstattung über Israel unterbindet.

Letzte Woche schloss Facebook beflissen die große Nachrichtenseite der
palästinensische Presseagentur Safa, die 1,3 Millionen Follower hat, auch
ihr Instagram-Account wurde geschlossen. Facebook verteidigte ihr Vorgehen
mit der Begründung, dass es ein Schritt gegen "hate speech" und
"Aufwiegelung" sei.

Ha'aretz zufolge, hat Facebook seit Anfang des Jahres ungefähr 500
Seiten von palästinensischen Aktivisten und Journalisten geschlossen. Die
Zeitung betont, dass Safa der Hamas angeschlossen sei und als Gegengewicht
zur offiziellen palästinensischen Nachrichtenagentur Wafa gelte, die von
der palästinensischen Autonomiebehörde und ihrer Fatah-Fraktion von Mahmoud
Abbas kontrolliert wird.

Die Facebook Blockade folgt auf den Live Streaming-Bericht über ein
palästinensisches Mädchen, Ahed Tamimi, die einem schwerbewaffneten
israelischen Soldaten eine Ohrfeige verpasst hatte. Sie wurde dafür
festgenommen und zu acht Monaten Gefängnis verurteilt. Auch ihre Mutter,
die den Vorfall gefilmt hatte, wurde verhaftet. Das Mädchen ist seither zu
einem internationalen Attraktionspunkt für Palästinenser in aller Welt
geworden.

Das israelische Außenministerium instruierte seine Botschaften und erklärte
schon vor den Ereignissen, dass "Hamas und die anderen
Palästinenserorganisationen für alle Zusammenstöße verantwortlich" seien.

Nur Stunden vor Beginn der Demonstrationen tötete ein israelischer Panzer
einen Bauern aus Gaza, der auf dem Feld arbeitet, und verwundete einen
anderen in einem Dorf im Süden des Gazastreifens.

Der Große Marsch der Rückkehr findet inmitten zunehmender Spannungen statt.
Die Wirtschaft des Gazas ist längst ausgeblutet und befindet im
Zusammenbruch. Die Blockade und die mörderischen Angriffe auf den
Gazastreifen haben den größten Teil seiner Infrastruktur zerstört. So sind
in den Angriffen von 2008-2009, 2012 und 2014 jeweils 1.417, 147 und 2.250
Palästinenser getötet und zehntausende Wohnungen zerstört worden.

Stromsperren führten zu Wasserknappheit, und Abwasser blieb ungeklärt,
nachdem die auf der Westbank herrschende Palästinensische Autonomiebehörde
Israel kein Geld mehr für Treibstoff für das Kraftwerk von Gaza überwies.
Die Löhne für tausende Beschäftigte des öffentlichen Dienstes wurden
gestrichen oder gekürzt. Diese Maßnahmen zwangen die Hamas zwar,
"Versöhnungsgespräche" mit der Fatah aufzunehmen. Die Gespräche scheiterten
aber und brachten keine materiellen Erleichterungen.

Im Oktober gab das World Food Programm wegen knapper Haushaltsmittel eine
Kürzung seiner Lebensmittellieferungen nach Gaza bekannt. Anfang diesen
Jahres hielt die Trump-Regierung Geld für Lebensmittelhilfen und für die
United Nations Relief and Work Agency (UNRWA), zurück, die 1,2 Millionen
Menschen in Gaza unterstützt. Dadurch wurde die letzte Versorgungsleitung
nach Gaza unterbrochen.

Seit Monaten gibt es fast wöchentlich Demonstrationen gegen die Blockade
und die humanitäre Krise. Im Dezember erreichten die Spannungen einen neuen
Höhepunkt, als US-Präsident Donald Trump Jerusalem als Israels Hauptstadt
anerkannte. Anfang dieses Jahres traten die Händler im Gaza aus Protest
gegen die sich verschlechternde Situation in den Streik.

UN-Generalsekretär Antonio Guterres beschrieb den Gaza als eine einzige
"ständige humanitäre Katastrophe". Vergangenes Jahr hieß es in einem
UN-Bericht, dass die Lebensbedingungen der beinahe zwei Millionen Einwohner
des Gazastreifens sich ständig verschlechterten, und zwar schneller, dies
noch 2012 erwartet worden war. In dem damaligen Bericht hatte es geheißen,
dass es bis 2020 nicht mehr möglich sein werde, dort zu leben.

Die imperialistischen Mächte, die sonst so leichthändig mit den
"Menschenrechten" argumentieren, wenn es darum geht, Kriege zu
rechtfertigen, die sie für geostrategische Interesse führen, schweigen sich
aus und nehmen ihren regionalen Polizisten in Schutz.
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AUSLAND/8662: Aus aller Welt - 02.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ägyptens Präsident Al-Sisi wiedergewählt

Ägyptens autoritäres Staatsoberhaupt Abdel Fattah al-Sisi hat bei der
Präsidentschaftswahl einen deutlichen Sieg errungen. Wie die
nationale Wahlbehörde mitteilte, entfielen 97,1 Prozent der gültigen
Stimmen auf den Amtsinhaber. Der ehemalige General hatte bei der Wahl
keinen ernsthaften Konkurrenten.

2. April 2018
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JUSTIZ/8662: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mann soll Ehefrau erschossen haben

Im baden-württembergischen Winterlingen ist eine 41jährige Frau
erschossen worden. Nach bisherigem Kenntnisstand soll der 48 Jahre
alte Ehemann am Ostersonntag in der gemeinsamen Wohnung auf seine
Frau geschossen haben. Der Tatverdächtige wurde am Ostermontag dem
Haftrichter vorgeführt, der Haftbefehl wegen Mordes erließ. Die
17jährige Tochter des Paares erlitt laut Behördenangaben leichte
Verletzungen. Die Hintergründe der Tat seien bislang völlig unklar.
Es müsse jedoch von einem Familiendrama ausgegangen werden, hieß es.

2. April 2018
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MILITÄR/8659: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Lawrow: USA versuchen Syrien zu zersplittern

Nach Informationen des russischen Außenministeriums versuchen die USA
offenbar die Bezirke am östlichen Euphrat-Ufer in Syrien zu
isolieren. Rußland beobachte mit Sorge, wie sich die USA durch den
Aufbau von Militärbasen und Machtorganen am östlichen Euphrat-Ufer
festsetzen, in einem großen Teil des syrischen Territoriums bis zur
Grenze zum Irak, sagte Außenminister Sergej Lawrow in Moskau. Dabei
hätten die USA stets versichert, daß es keine Pläne gebe, Syrien zu
zersplittern.

2. April 2018
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POLITIK/8661: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Röttgen verlangt neues Integrationskonzept

Vor dem Hintergrund der Debatte über die Stellung des Islam in
Deutschland fordert CDU-Außenpolitiker Norbert Röttgen von
Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) ein neues
Integrationskonzept. Einfach so weitermachen wie bislang, das wird
nicht ausreichen, sagte Röttgen der Zeitung Die Welt. Die von
Seehofer und anderen CSU-Politikern vorangetriebene Debatte über die
Frage, ob der Islam zu Deutschland gehöre oder nicht, müsse ein Ende
haben. Die Osterzeit sei eine gute Gelegenheit, sich wieder auf
relevante Diskussionen zu besinnen, die etwas verändern, so Röttgen.

2. April 2018
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SONSTIGES/8660: Tragisches und Kurioses - 02.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Wandergruppe von Lawine erfaßt

Bei einem Lawinenabgang in Val Lavizzara im Schweizer Kanton Tessin
sind drei Menschen schwer verletzt worden. Eine Gruppe von neun
Wanderern war am Montagmittag von den herabstürzenden Schneemassen
überrascht worden. Dabei wurden drei Wanderer verschüttet. Die
anderen sechs konnten sich selbst aus dem Schnee befreien und Hilfe
holen. Rettungskräfte konnten daraufhin zwei verschüttete Frauen und
einen Mann bergen und mit einem Helikopter ins Krankenhaus fliegen.

2. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7745: Aus Forschung und Technik - 02.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Chinesische Raumstation verglüht über dem Südpazifik

Die chinesische Raumstation Tiangong-1 ist in der Nacht zum Montag
unkontrolliert über dem Südpazifik abgestürzt. Das Weltraumlabor sei
beim Wiedereintritt in die Erdatmosphäre größtenteils verglüht,
teilte die chinesische Raumfahrtbehörde CMSEO in Peking mit. Bis
zuletzt war unklar, wann und wo genau die verbleibenden Trümmerteile
auf die Erde stürzen würden. Das Modul war offenbar aus
Treibstoffmangel außer Kontrolle geraten.

2. April 2018
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AUSLAND/7758: Aus aller Welt - 02.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Israel schiebt Afrikaner nach Kanada, Italien und Deutschland ab

Israel wird in Absprache mit dem Uno-Flüchtlingshilfswerk in den
kommenden fünf Jahren mindestens 16.250 Afrikaner nach Kanada, Italien
und Deutschland abschieben. Für jeden abgeschobenen Migranten wird
einer in Israel bleiben dürfen, berichtete Ministerpräsident
Netanjahu. Seine Regierung hatte ursprünglich geplant, über 40.000
Migranten ohne legalen Aufenthaltsstatus zur freiwilligen Ausreise zu
bewegen oder zu inhaftieren. Rechtliche Zwänge und politische
Schwierigkeiten auf der Seite von Drittstaaten hatten die israelische
Regierung zu einem anderen Vorgehen genötigt. Angesichts der
Umsiedlungspläne besteht nach Angaben von Netanjahus Büro keine
Notwendigkeit mehr, die Politik der erzwungenen Ausweisung in
Drittstaaten fortzusetzen.

2. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7719: Medizin und Gesundheitswesen - 02.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Antibiotikaverbrauch so hoch wie noch nie

Allen gegenteiligen Bemühungen zum Trotz ist der Antibiotikaverbrauch
weltweit in den letzten 15 Jahren um rund 65 Prozent gestiegen. Nach
den Hochrechnungen von Eili Klein vom US-Forschungszentrum Center for
Disease Dynamics, Economics & Policy (CDDEP) und Mitarbeiter ist der
Gesamtkonsum von 21,1 Milliarden definierten Tagesdosen (DDD)
im Jahr 2000 auf 34,8 Milliarden 15 Jahre später gestiegen. Wie dpa
weiter meldete, stieg der durchschnittliche tägliche Verbrauch pro
1000 Einwohner um 39 Prozent von 11,3 auf 15,7 definierte Tagesdosen.
Allerdings ist die überwiegende Mehrheit des Antibiotikaverbrauchs
auf den Einsatz in der Landwirtschaft zurückzuführen. Was der Anstieg
des Verbrauchs für die Resistenzentwicklung von Bakterien bedeutet,
kann sich jeder selbst ausmalen.

2. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7746: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Mehrere Türkinnen im Irak zum Tode verurteilt

Im Irak sind sechs Frauen wegen Mitgliedschaft bei der
Dschihadistenmiliz IS zum Tode verurteilt worden. Eine siebte Frau
erhielt eine lebenslange Haftstrafe. Die türkischen
Staatsbürgerinnen, welche begleitet von kleinen Kindern vor Gericht
erschienen waren, hatten sich kurdischen Peschmerga ergeben, als
diese 2017 Tal Afar vom IS zurückeroberten. Die irakische
Antiterrorgesetzgebung sieht die Todesstrafe für Personen vor, welche
Terrorakte verüben, planen, finanzieren, unterstützen oder dazu
anstacheln. Im Februar sind bereits 15 türkische Frauen wegen
IS-Mitgliedschaft zum Tode verurteilt worden. Hunderte ausländischer
Frauen und Kinder sollen sich noch in irakischer Haft befinden.
Vergangenes Jahr wurden im Irak insgesamt 106 Menschen hingerichtet.

2. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7671: Sprache, Kunst und Medium - 02.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Flensburger Uni ehrt den dänischen Autor Carsten Jensen

Der dänische Journalist und Schriftsteller Carsten Jensen wird mit dem
zum ersten Mal verliehenen Europapreis der Universität Flensburg
ausgezeichnet. Die mit 10.000 Euro dotiert Auszeichnung wird am 17.
Mai im Audimax der Uni überreicht, wie NDR1 berichtete.

Mit der Ehrung würdige der Hochschulrat "den grenzenüberwindenden
Humanismus in dessen Werk und seine literarische Auseinandersetzung
mit den desaströsen Folgen von Nationalismus und Militarismus", sagte
ein Sprecher der Universität am Ostersonntag.

In seinem Erfolgsroman "Wir Ertrunkenen" stellte Jensen einen starken
Bezug zur dänisch-deutschen Grenzregion her. In seinem aktuellen Werk
"Der erste Stein" schildert er eine dänische NATO-Einheit in
Afghanistan.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7736: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Zahlreiche Tote bei Unruhen in indischen Teil Kaschmirs

Am Ostersonntag sind im indischen Teil Kaschmirs bei Zusammenstößen
von Rebellen und Sicherheitskräften 20 Menschen ums Leben gekommen.
Zunächst hatten indische Sicherheitskräfte drei Dörfer im Süden der
Region umstellt, um nach Rebellen zu suchen. Bei den Aktionen wurden
13 Rebellen und drei Soldaten getötet. Aus der Umgebung sammelten
sich Protestierende, welche den Eingeschlossenen zur Flucht verhelfen
wollten. Die Soldaten antworteten mit Tränengas, Schrot und scharfer
Munition. Vier Zivilisten wurden getötet. Es gab zahlreiche
Verwundete. Daraufhin verhängte die Regionalregierung in mehreren
Städten Ausgangssperren. Schulen und Universitäten von Srinagar
blieben geschlossen. Der Zugverkehr wurde eingestellt,
Internetdienste wurden blockiert. Muslimische Separatisten hatten für
Montag zu Streik und Protesten gegen die indische Herrschaft
aufgerufen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7750: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.04.2018 (SB)




VOM TAGE



CDU-Politiker Röttgen fordert ein neues Integrationskonzept

Der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses im Bundestag, Norbert
Röttgen, regt in einem Interview der Welt (Dienstagsausgabe) neue
Intergrationskonzepte als Antwort auf eine neue Qualität von
Zuwanderung an. Unter anderem geht es dem CDU-Politiker um ein
konkretes, anspruchsvolles, pragmatisches Konzept der Integration
etwa für muslimische Kinder. Schulen sollten sich stärker für
Religionsvermittlung und Toleranz als kulturelles Prinzip einsetzen, da
Integration eine Grundfrage des gesellschaftlichen Friedens ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7721: Tragisches und Kurioses - 02.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Patientin stirbt im Raucherbereich einer Klinik an Verbrennungen

Nach einem Feuer im Raucherbereich eines Krankenhauses in Haltern am
See ist eine 71 Jahre alte Patientin ihren schweren Verletzungen
erlegen.

Nach einem Bericht von WDR1 wollte sich die Rollstuhlfahrerin vor der
Klinik eine Zigarette mit einem Feuerzeug anzünden. Dabei sei aber ihr
Sauerstoffbeatmungsgerät in Brand geraten.

Die Flammen griffen sehr schnell auf den Rollstuhl und anschließend
auf die Frau über. Sie wurde noch in eine Spezialklinik überstellt, wo
ihr aber nicht mehr geholfen werden konnte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7747: Arbeit, Soziales und Familie - 02.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Ostermarschorganisatoren ziehen positive Bilanz

An den Ostermärschen in diesem Jahr haben sich seit Freitag
bundesweit mehrere zehntausend Menschen beteiligt. Nach Angaben der
Organisatoren zeigt sich seit einigen Jahren ein anhaltender Trend
zur höheren Beteiligung. Zum Abschluß der Ostermarschsaison fanden in
mehr als 30 Städten Kundgebungen und Aktionen statt. Die Teilnehmer
wandten sich gegen Auslandseinsätze der Bundeswehr und
Aufrüstungspläne der Atommächte. Unter anderem wurde im
rheinland-pfälzischen Büchel demonstriert, wo das US-Militär
bekanntermaßen Atomsprengköpfe lagert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7730: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Schlechte Noten für Deutschlands Fließgewässer

Umweltschützer schlagen Alarm. Obgleich die Wasserqualität der
Gewässer hierzulande gut bis sehr gut ist, sind nur 6,6 Prozent der
bewerteten Fließgewässer-Abschnitte nach EU-Kriterien ökologisch in
gutem Zustand, gerade mal 0,1 Prozent in sehr gutem Zustand. Im Rest
der Fließgewässer besteht nicht mehr die Gemeinschaft aus Fischen,
Pflanzen und Kleintieren, die man dort eigentlich vorfinden sollte.
Außerdem sind 79 Prozent der Fließgewässer durch Ausbau in ihrer
Struktur deutlich verändert. Laut dpa geht das aus einer Antwort der
Bundesregierung auf eine Anfrage der Grünen hervor.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7735: Märkte und Finanzen - 02.04.2018 (SB)




VOM TAGE



China belegt US-Produkte mit Strafzöllen

Auf die Verhängung von Strafzöllen auf Aluminium- und Stahlimporte
durch die USA hat die Volksrepublik China mit Zöllen auf insgesamt
128 Produkte von dort reagiert. Die amtliche Nachrichtenagentur
Xinhua meldet, es gehe um Importwaren im Wert von drei Milliarden
Dollar, darunter Obst, Schweinefleisch und Wein. Die Zölle betrügen
zwischen 15 und 25 Prozent. Das chinesische Finanzministerium teilte
mit, die Importzölle sollten Verluste ausgleichen, welche China durch
die US-Importzölle entstünden. Die Maßnahmen Washingtons werden in
Peking als protektionistisch und als Verstoß gegen die Regeln der
Welthandelsorganisation angesehen. Der Präsident des Bundesverbandes
der Industrie, Kempf, warf der US-Regierung vor, in der Praxis
internationales Handelsrecht zu untergraben. Er befürchtet eine
Rückkehr zum Recht des Stärkeren mit unabsehbaren Folgen für den
Welthandel.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7753: Aus Forschung und Technik - 02.04.2018 (SB)




VOM TAGE



WhatsApp-Update für iPhones

Auch wenn sich mit dem jüngsten Update nichts grundlegend bei
WhatsApp ändert, gibt es punktuelle Verbesserungen. So kann man laut
der apple-nahen Internetplattform Macerkopf mit der neuen Version
beim Abspielen von Sprachnachrichten zu einer anderen App wechseln
oder den Bildschirm ausschalten, ohne daß die Sprachnachricht
unterbrochen wird. Außerdem ist es künftig möglich, Statusmeldungen
im WhatsApp Widget in der iPhone "Heute"-Ansicht einzusehen.
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INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





MECKLENBURG-VORPOMMERN/3124: Soforthilfe für Vogelpark Marlow (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 1. April 2018

Hilfe für Vogelpark Marlow

Schneekatastrophe im Vogelpark Marlow



SPD-Landtagsfraktion hilft sofort, teilt die tourismuspolitische Sprecherin
und stellvertretende Fraktionsvorsitzende Susann Wippermann mit.

"Nachdem wir heute morgen von den starken Zerstörungen im beliebten
Vogelpark Marlos hörten, setzten sich der SPD Fraktionsvorstand, dem ich
selbst angehöre, mit dem Finanzminister Brodkorb und dem Parlamentarischen
Staatssekretär Dahlemann schnellstmöglich in Verbindung, um auszuloten, wie
wir schnell helfen können.

Ergebnis: Wir können kurzfristig 50.000 Euro aus dem Vorpommern-Fonds für
die anstehenden Reparaturen zur Verfügung stellen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. April 2018 
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INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





HERRSCHAFT/1781: Rezzo Schlauch - von grün zu lodengrün ... (SB)




Rezzo Schlauch oder wie alles anfing. Anläßlich eines ausführlichen
Interviews, das der 70jährige ehemalige Grünen-Politiker Rezzo
Schlauch dem Journalisten Rainer Burchardt vom Deutschlandfunk gegeben
hat [1], bietet sich ein beiläufiger Seitenblick auf den von ihm
paradigmatisch verkörperten Brückenschlag ins konservativ-bürgerliche
Lager an, das für seine Partei Zug um Zug zum Leitmotiv politischer
Teilhaberschaft werden sollte. Lange vor baden-württembergischen
Erfolgsmodellen wie Ministerpräsident Winfried Kretschmann, dem
Tübinger Oberbürgermeister Boris Palmer oder dem früheren
Parteivorsitzenden Cem Özdemir war Schlauch einst der Prototyp und
Türöffner einer Vermählung von grüner Politik mit schwarzen
Wirtschaftsinteressen, vornehm verbrämt als ganz besondere Liberalität
und Dialogbereitschaft im Schwabenland. Schwäbische Schläue war
gefragt, wo immer es galt, den fundamentalistischen Flügel zugunsten
sogenannter realpolitischer Durchbrüche aus dem Feld zu schlagen, dies
dem an rumorenden Bauchschmerzen laborierenden Parteivolk schmackhaft
und die Grünen gesellschaftlich salonfähig zu machen.

Der aus einem liberalen evangelischen Pfarrhaus stammende Rechtsanwalt
trat 1980 den Grünen bei und zog für sie in den
baden-württembergischen Landtag ein. Jovial, kompromißbereit und
wirtschaftsfreundlich erreichte er Wählerschichten außerhalb der
grünen Klientel und erzielte in den 90er Jahren Achtungserfolge als
grüner Oberbürgermeisterkandidat in Stuttgart. Gemeinsam mit seinem
Kompagnon Fritz Kuhn ("Asterix und Obelix") gab er zur Landtagswahl in
Baden-Württemberg das Motto "endlich mitregieren" aus, das sich für
die Grünen zum unabweislichen Credo parteipolitischer
Prioritätensetzung auswachsen sollte. Fortan wurde im Zweifelsfall
entsorgt, was dem Wahlerfolg und Aufstieg an die Fleischtöpfe
institutioneller Einflußnahme und persönlicher Pfründe im Wege stehen
könnte.

Diese in lebensfroh-genußfreudige Versöhnlichkeit gekleidete Abkehr
von jeglichen radikalökologischen oder gar sozialkämpferischen
Widerborstigkeiten qualifizierte Schlauch ab 1994 im Bundestag zu
einem der ergebensten Flankenschützer Joseph Fischers beim Griff nach
der Regierungsbeteiligung. Nach dem rot-grünen Wahlsieg 1998 wurde er
Fraktionschef der Grünen und lieferte prompt sein Meisterstück, indem
er seine Partei für eine deutsche Beteiligung am Krieg im Kosovo auf
Linie brachte:

Wir haben die Forderung "Nie wieder Krieg" immer vertreten - und
 damit natürlich auch gemeint "Nie wieder Völkermord". Milosevic
 zerreißt mit seinem verbrecherischen Handeln die Identität dieser
 beiden Forderungen. Und wir müssen erkennen, dass sich in diesem
 Fall die Forderung "Nie wieder Völkermord" leider nur mit
 militärischen Mitteln erreichen lässt. Der von Außenminister
 Fischer vorlegte Plan weist einen Weg zum Frieden ...



So war es denn vollbracht: Nicht die Grünen waren zur Kriegspartei
mutiert, sondern Milosevic hatte schuld, daß deutsche Soldatenstiefel
erstmals seit dem Ende des NS-Staats wieder auf dem Boden des Balkans
trampelten. So dummdreist diese Vernebelung imperialistischer
Aggression und Expansion der Bundesrepublik anmuten mochte, war dem
ideologiebildenden Schachzug doch nachhaltiger Erfolg beschieden. Als
willfähriger Handlanger Fischers hatte Rezzo Schlauch das Seine dazu
beigetragen, die Tür zur deutschen Kriegsführung aufzustoßen, welche
die Bundeswehr nach Afghanistan und Afrika, nach Syrien und in den
Irak führen sollte.

Dem politischen Aufstieg des Rezzo Schlauch folgte ein jäher Absturz,
als der Schwabe zu tief in den Bonustopf gegriffen hatte. Nachdem er
Cem Özdemir wegen der Inanspruchnahme von Bonusmeilen im Flugverkehr
kritisiert hatte, wurde publik, daß er selber auf diese Weise günstig
in den Urlaub geflogen war. Für eine Partei wie die Grünen war das
mitten im Wahlkampf 2002 aus Imagegründen untragbar, so daß sich
Schlauch nach der knapp gewonnenen Wahl auf den Posten eines
parlamentarischen Staatssekretärs im Wirtschaftsministerium unter
Wolfgang Clement zurückzog, wo er fortan für den Mittelstand zuständig
war. Zur vorgezogenen Bundestagswahl 2005 trat er nicht mehr an,
sondern wurde Partner einer großen Kanzlei für Wirtschaftsrecht.

Politische Meriten ernteten fortan andere Grüne, doch Rezzo Schlauch
war auf die Füße gefallen. Er kam dann und wann in die Schlagzeilen,
wenn er ein neues Aufsichtsrats- oder Beratungsmandat bei einem
Wirtschaftsunternehmen übernahm, darunter auch beim Energieversorger
und Atomkraftwerksbetreiber EnBW. Ein Interessenkonflikt war das für
ihn aber nicht, macht er sich doch noch heute für den Marsch durch die
Institutionen stark, der nicht auf die Politik beschränkt sein dürfe.
Er fände es durchaus spannend, wenn auch mal ein Grüner ein
Vorstandsmitglied oder ein Aufsichtsratsvorsitzender eines
DAX-Unternehmens würde. Die milde Stichelei Burchardts, eine
Schlagzeile habe in Verbindung mit Schlauchs Namen einmal von einem
Irrweg beim Marsch durch die Institutionen gesprochen, kann den
Schwaben nicht irritieren: Vor Irrwegen sei man nicht gefeit, räumt er
gut gelaunt ein. Doch wie schon in den Tagen des Kosovo-Kriegs könne
er in den Spiegel schauen.

Burchardt hakt nach: Ob er sich nicht möglicherweise auch als Alibi
oder Feigenblatt von den Gremien, denen er im Bereich der Industrie
angehört, mißbraucht fühle: "Sie haben sich ja, ich will es jetzt mal
überspitzen, auf ein Spiel mit dem Teufel eingelassen, aus grüner
Sicht." Das kontert Schlauch mit links: "Ja gut - da würde ich aber
auch sagen, wenn es in der Küche heiß wird, kann man gehen oder kann
drin bleiben." Er habe bei EnBW doch seinen Antiatomkurs nicht an der
Garderobe abgegeben, sondern hoch spannende Projekte mit alternativen
Energien in großem Maßstab eingespeist. Daß daraus nichts geworden
ist, sei lediglich auf einen Personalwechsel zurückzuführen, sieht er
sich und seine grünen Vorstellungen auch in solchen Unternehmen
bestens aufgehoben.

Auch in der Flüchtlingspolitik macht sich Schlauch so seine eigenen
Gedanken, die vielen Grünen sauer aufstoßen dürften. Er ist mit einer
albanischen Schauspielerin liiert, Honorarkonsul von Albanien und
bezeichnet dies als ein sicheres Herkunftsland. Warum? Albanien habe
große Probleme mit Armut und Arbeitslosigkeit, die Menschen litten
unter Existenzängsten. Aber von einer politischen Verfolgung, und das
betreffe die Frage des sicheren Herkunftslandes, sei ihm absolut
nichts bekannt, paßt kein Blatt Papier zwischen seine Position und die
Abschiebepraxis der Bundesregierung.

Was aber die Stärke der Grünen in Baden-Württemberg betrifft, sei dies
insbesondere darauf zurückzuführen, daß sie dort von Anfang an einen
dialogischen Politikstil entwickelt und nie die Fundamentalopposition
zelebriert hätten, sondern auch in der Opposition konstruktiv
orientiert gewesen seien. Allerdings habe man schmerzlich erfahren
müssen, daß sich dieses grüne Modell nicht auf den Bund übertragen
läßt. Normalerweise lerne man ja von denen, die gewinnen, doch liefen
die politischen Kulturen der Grünen in anderen Bundesländern darauf
hinaus, sich lieber abzugrenzen. So sei Kretschmann auf Bundesebene
zwar akzeptiert und respektiert, aber nicht geliebt. Und Boris Palmer,
der ein unglaublich streitbarer und intelligenter Kopf sei, werde
teilweise auf den Parteitagen ausgepfiffen. Zuletzt sei selbst Cem
Özdemir nach Hause getrieben worden. In linken Parteien würden die
besten Leute auf die Bank geschickt, da stark profilierte
Persönlichkeiten selten gut gelitten seien, meint der Schwabe.

Rezzo Schlauch scheint so sehr im reinen mit sich zu sein, daß sich zu
guter Letzt die Frage aufdrängt, wieso er damals nicht bei der FDP
gelandet, sondern zu einem Urgestein der Grünen geworden ist. Wenn er
erzählt, wie befreiend es gewesen sei, endlich dem linken Ghetto zu
entkommen und in der bürgerlichen Mitte anzudocken, oder noch heute
vom Freiburger Parteiprogramm der FDP von 1968 schwärmt, glaubt man
ihm gern, daß er sich selbst stets im bürgerlichen Lager verortet
habe, "möglicherweise radikal im Gestus, aber in der Sache immer auch
kompromißorientiert". Ob er nicht womöglich ein lupenreiner Liberaler
sei, will Burchardt wissen. Das gehöre zur "politischen DNA in
Baden-Württemberg", räumt Schlauch ein. Die CDU sei dort liberaler als
woanders, die Grünen hätten von Anfang an einen viel größeren Schuß
Liberalismus als andere Landesverbände intus gehabt. "Ich würde mich,
und zwar jetzt nicht als FDP-Liberaler, aber ich würde mich als
durchaus politisch Liberaler, Libertärer mit einem Schuss Ökologie
drin bezeichnen können", so Rezzo Schlauch.

In seinem Fall sind es also nicht einmal sogenannte Jugendsünden, die
es aus Karrieregründen später zu verheimlichen oder in Abrede zu
stellen galt. Er ist immer derselbe geblieben, und das hat in dieser
Partei so gut funktioniert, daß er in eine Schlüsselfunktion gespült
wurde und am Drang hin zur Regierungsfähigkeit auf allen Ebenen
mitwirken durfte. Daß "ein Schuß Ökologie" ausreiche, werden die
Grünen natürlich vehement bestreiten. Bedenklich stimmt aber schon,
wie viele Muster Rezzo Schlauch nicht nur in seinem Bundesland
vorgeprägt hat, die heute aus dem Arsenal und den
Strategiediskussionen seiner Partei nicht mehr wegzudenken sind.


Fußnote:

[1] www.deutschlandfunk.de/gruenen-politiker-rezzo-schlauch-wir-haben-in-baden.1295.de.html
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INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





ARBEIT/622: Neuausrichtung von Hartz IV - Paritätischer begrüßt die Initiative von Minister Heil (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 29. März 2018

Neuausrichtung von Hartz IV: Paritätischer begrüßt die Initiative von
Bundesarbeitsminister Heil



Der Paritätische Wohlfahrtsverband begrüßt das Vorhaben von
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil, den Koalitionsvertrag beim Wort zu
nehmen und einen Sozialen Arbeitsmarkt für bis zu 150.000
Langzeitarbeitslose zu schaffen und darüber hinaus zu einer generellen
Neuausrichtung der Grundsicherung für Arbeitsuchende zu gelangen. Der
Paritätische reagiert damit auf einen Gastbeitrag von Hubertus Heil in der
FAZ.

"Wir haben hunderttausende langzeitarbeitslose Menschen, die kaum noch auf
den ersten Arbeitsmarkt vermittelbar sind. Es ist höchste Zeit, dass
Politik auch für diese Menschen Perspektiven schafft. Da wo der erste
Arbeitsmarkt keinen Platz bereithält, braucht es passgenaue Hilfen und
öffentlich geförderte gute Beschäftigung. Es ist gut, dass der
Arbeitsminister das jetzt anpackt", so Ulrich Schneider,
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands.

Die Pläne des Bundesarbeitsministers, bei der Schaffung eines Sozialen
Arbeitsmarktes auf längerfristige sozialversicherungspflichtige
Arbeitsverhältnisse bei unterschiedlichen Arbeitgebern - von 
privat-gewerblichen über gemeinnützigen bis hin zu kommunalen Arbeitgebern - zu
setzen, markierten einen Meilenstein. Der Paritätische wirbt seit vielen
Jahren für solche Beschäftigungsangebote. Die vorgesehenen vier Milliarden
Euro zur Förderung entsprechender Angebote für zunächst 150.000
Langzeitarbeitslose könnten zwar nur ein Einstieg sein. Nichtsdestotrotz
sei es ein ganz wichtiger Schritt nach vorn.

Positiv bewertet der Paritätische zudem die angekündigte grundsätzliche
Neuausrichtung des Umgangs mit Menschen in Hartz IV. "Es wäre schön, wenn
der Arbeitsminister mit dazu beiträgt dass das negative Menschenbild, das
Hartz IV prägt, endlich revidiert wird", so Schneider. Respekt und Teilhabe
seien dabei grundsätzlich die richtige Richtschnur für Reformen.
Konsequenterweise müssten die Regelsätze auf eine bedarfsgerechtes Niveau
angehoben werden, das Teilhabe tatsächlich ermöglicht und die schikanösen
Sanktionen abgeschafft werden.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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SCHACH-SPHINX/06522: Kasparow in der Höhle des Drachen (SB)


Garry Kasparow hätte die Schachwelt in kein größeres Erstaunen
versetzen können, als er bei seinem Weltmeisterschaftskampf 1995 in
New York gegen seinen Herausforderer Viswanathan Anand in der elften
Runde als Nachziehender plötzlich auf den Sizilianischen Drachen
zurückgriff. Noch nie zuvor hatte der treue Anhänger der Najdorf-
Variante in einer ernsten Turnierpartie auf diese in weiten
Schachkreisen doch eher anrüchig geltende Verteidigungsart sein
Gelingen gebaut. Für Anand, der mit einem ausgetüftelten
Variantenkoffer nach New York gekommen war, eine echte Überraschung.
Kasparow ist ein Spieler von konservativem Einschlag.
Eröffnungsrisiken sind sein Ding nicht. Er bevorzugt bewährte
Methoden, analysiert und bereitet lange Varianten erst ausgiebigst am
Hausbrett vor, ehe er sie im Turnier anwendet. Die Drachenvariante
wurde indes seit Anfang der 90er Jahre nur mehr sporadisch gewählt,
weil in deren zum Teil weithin ausgeforschten Hauptabspielen Weiß in
der Regel mehr vom Spiel hat. Anand ging denn auch forsch zum Angriff
über, stutzte dann allerdings ein zweites Mal, als Kasparow beim 16.
Zug eine Fortsetzung wählte, die in dieser Form seit 29 Jahren nicht
mehr in der Turnierpraxis vorgekommen war. Beim 20. Zug lehnte er dann
ein Remisangebot Kasparows ab. Die Stellung war weitgehend
ausgeglichen, doch Anand lag mit 5:6 zurück. Die zehnte
Wettkampfpartie hatte der Inder verloren, recht eklatant zudem. Kein
Wunder also, daß er auf einen Sieg spekulierte. Die Kalkulation hatte
allerdings einen Schönheitsfehler. Kasparow war infolge mehrerer WM-
Duelle sattelfest in den Nerven. Für Anand hingegen war es der erste
Titelkampf seiner Karriere. Sein Nervenkostüm war wesentlich
anfälliger und so beginn er im 28. Zug einen groben Stellungsfehler,
der allerdings nicht zwangsläufig zur Niederlage führen mußte. Erst
mit seinem Zug 30.Sd5-b6?? verdarb er die Stellung im heutigen Rätsel
der Sphinx vollends: 30...Tc4xb4+ 31.Kb2-a3 Tc8xc2! und Anand gab auf,
da Kasparow nach 32.Td2xc2 Tb4-b3+ 33.Ka3-a2 Tb3-e3+ den Turm
zurückgewonnen hätte samt dem Zins zweier Mehrbauern. Nun, Wanderer,
wie hätte ein nervenstärkerer Anand die Partie noch ins Remis retten
können?
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Anand - Kasparow

New York 1995


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Zuletzt versagten dem Amerikaner Harry Nelson Pillsbury schlichtweg
die Nerven, so daß er die Remisfolge, greifbar nahe, nicht sah: 1.De6-
f5+! Kh7-h8 2.Kb2-b1! Ta3xa2! - 2...Lf6xd4 3.Df5-f8+ Kh8-h7 4.Df8xa3 -
3.Td2xa2 Dc4-b3+ 4.Kb1-c1 Lf6-g5+ - 4...Db3xa2 5.Df5-c8+ Kh8-h7 6.Dc8-
c2+ - 5.Ta2-d2 Db3-c3+ 6.Df5-c2 Dc3-a1+ 7.Dc2-b1 Da1-c3+ und Remis
durch Dauerschach.
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POLITIK/831: Appell an die Bundesregierung - Haltung und Handel von Wildtieren strenger regeln (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 28. März 2018

Appell an die Bundesregierung: Haltung und Handel von Wildtieren
strenger regeln

Wildwuchs im Wildtier-Markt muss dringend eingedämmt werden



16 Tier-, Natur- und Artenschutzverbände fordern die neue Bundesregierung
auf, Haltung und Handel von Wildtieren strenger zu reglementieren. Bisher
ist der Markt weitgehend unreguliert, es besteht dringender
Handlungsbedarf. Auf Exotenbörsen und im Internet werden tausende Arten
gehandelt. "Die Tiere werden allzu oft von Menschen gekauft, die deren
Bedürfnissen nicht mal ansatzweise gerecht werden und die sich nicht
ausreichend über die Haltung der Tiere informiert haben", sagt Jana Hoger,
Fachreferentin bei PETA. Häufig landen die Tiere in zu kleinen Terrarien
oder Käfigen, oder werden falsch gefüttert. Viele Wildfänge sterben bereits
zuvor während des langen Weges aus der Wildnis über Zwischenhändler,
Transporten, Importeur und Großhandel.

Da viele Privathalter mit den Tieren nicht zurechtkommen, landen diese dann
in Tierheimen und Auffangstationen, die bereits im vergangenen Jahr in
einem gemeinsamen Brandbrief Alarm geschlagen haben. "Tierheime und
Auffangstationen werden zunehmend mit exotischen Tieren wie Reptilien
konfrontiert. In aller Regel sind sie auf die Haltung exotischer Tiere
nicht eingestellt und kommen räumlich und finanziell an ihre Grenzen. Zudem
gestaltet sich die Vermittlung an geeignete Halter schwierig", so Dr.
Henriette Mackensen, Leiterin des Heimtierreferats beim Deutschen
Tierschutzbund.

Unter den gehandelten Tierarten sind auch Arten, die zum Teil in ihren
Heimatländern streng geschützt sind. Hier in Deutschland können sie
trotzdem legal gehandelt werden. "Die Tiere werden in ihrer Heimat illegal
eingefangen und außer Landes geschmuggelt. So bald die Schmuggler in
Deutschland sind, drohen ihnen keine Strafen mehr. Wildtierschmuggel wird
so zum maximalen Profit bei minimalem Risiko. Diese Gesetzeslücke muss
geschlossen werden, um dem Raubbau an der Natur Einhalt zu gebieten",
erklärt Dr. Sandra Altherr von Pro Wildlife.

Manche Arten werden für den Heimtierhandel fast ausgerottet. Viele Bestände
in der Wildnis schrumpfen ohnehin und jede Entnahme für den Handel schwächt
die Populationen weiter. "Für Wilderer ist das Plündern von Gelegen
seltener Arten wie der Gang zum Geldautomaten. Der illegale Wildtierhandel
ist in seiner Dimension mittlerweile dem Menschen-, Drogen- und
Waffenhandel vergleichbar und somit bei weitem kein Kavaliersdelikt",
beschreibt Ralf Schulte vom NABU die Situation.

Für die Menschen in Deutschland sowie für die heimischen Tiere und Pflanzen
stellt der massenhafte Import von Wildtieren zudem eine Gefahr dar. Giftige
Schlangen und Spinnen entkommen immer wieder aus Terrarien oder werden
ausgesetzt. Außerdem übertragen exotische Tiere fallweise potenzielle
Krankheitserreger wie Salmonellen oder Pilze wie den Salamanderfresser, der
für heimische Salamander und Molche eine tödliche Gefahr ist. Andere Arten
bergen invasives Potential und können sich hier in freier Natur vermehren
und verbreiten, so wie dies bereits bei den Buchstaben-Schmuckschildkröten
geschehen ist.

"Die genannten Probleme sind längst bekannt. Schon in der letzten
Legislatur waren Verbesserungen angekündigt, aber leider folgte diesen
Ankündigungen so gut wie nichts Konkretes. Ein weiteres Verschleppen von
dringend notwendigen Regelungen durch die Bundesregierung ist nicht nur
unverständlich, es ist unverantwortlich", so Undine Kurth, Vizepräsidentin
des Deutschen Naturschutzringes.

Aufgrund der Vielzahl an Problemen fordern die Verbände:


	eine Liste mit Tierarten, die für eine private Haltung geeignet sind, verbunden mit einem verpflichtenden Sachkundenachweis für Halter von Wildtieren

	den Verkauf von Wildtieren auf Börsen zu verbieten. Gewerbliche Händler müssen von Tierbörsen ausgeschlossen werden.

	den Verkauf von lebenden Tieren über das Internet sowie deren Versand zu verbieten

	ein Importverbot für Wildfänge auf EU-Ebene



 * 

Tier-, Arten- und Naturschutzverbände fordern:

Wildtierhandel und -haltung strenger regeln

Handel und private Haltung von nicht-heimischen Wildtieren sind in
Deutschland weitestgehend unreguliert. Die Haltung nicht-heimischer
Wildtiere liegt im Trend, darunter Reptilien, Affen und Großkatzen. Auf
Exotenbörsen und im Internet kann man problemlos nicht-heimische Wildtiere
kaufen, dies oftmals zu einem geringen Preis und ohne auch nur über
grundlegende Kenntnisse zur Biologie der Tiere und deren
Haltungsanforderungen zu verfügen. Unter den Angeboten finden sich
geschützte sowie gefährliche Arten, potenziell invasive Arten und schwer zu
haltende Arten - das angebotene Spektrum ist im steten Wandel und umfasst
tausende Arten aus aller Welt. Diese Vielfalt an angebotenen Tieren (vom
Leguan bis zum Löwen) und die Privathaltung von exotischen Wildtieren in
Deutschland bringt eine Vielzahl an Problemen mit sich. Viele Wildtiere
haben besonders hohe Haltungsansprüche, die Privathalter kaum erfüllen
können. Ihre Anschaffung bedeutet oftmals eine langfristige Verpflichtung,
die mit erheblichem Zeit- und Finanzaufwand verbunden ist. Tierheime sind
immer öfter mit solchen Tieren konfrontiert, mit ihrer Pflege jedoch
überfordert und beklagen, ebenso wie die wenigen spezialisierten
Auffangstationen, dass ihre Kapazitäten längst ausgeschöpft sind.
Desweiteren werden manche Arten für den Heimtierhandel fast ausgerottet.
Naturentnahmen für den Handel schwächen die ohnehin schrumpfenden
Wildbestände. Besonders bedenklich sind Importe von Arten, die im
Herkunftsland bereits nationalen Schutzbestimmungen unterliegen, jedoch
nicht international geschützt sind - sie können hierzulande legal verkauft
werden, auch wenn sie im Heimatland illegal gefangen wurden. Der Import von
jährlich hunderttausenden Wildtieren birgt zudem das Risiko der
Einschleppung von Krankheiten für Menschen, Wildtiere und sogenannte
"Nutztiere" - ein aktuelles Beispiel hierfür ist der sogenannte
Salamanderfresser, ein für hiesige Salamander und Molche tödlicher Pilz.
Der Handel ist zudem eine Quelle für potentiell invasive Arten, die
heimische Wildtiere, Lebensräume und Ökosysteme beeinträchtigen und großen
wirtschaftlichen Schaden anrichten.

Um die mit der privaten Haltung nicht-heimischer Wildtiere verbundenen
vielfältigen artenschutzrechtlichen, gesundheitlichen (für Mensch und Tier)
und tierschutzrelevanten Risiken zu minimieren, sind effektive rechtliche
Maßnahmen national und auf europäischer Ebene dringend erforderlich. Die
unterzeichnenden Tier- und Naturschutzverbände fordern deshalb die
Bundesregierung zu folgenden konkreten Schritten auf:

1. Es soll bundeseinheitlich und rechtsverbindlich geregelt werden, dass
nur noch Tiere gehalten und gehandelt werden dürfen, die mit Blick auf
Tier-, Natur- und Artenschutz sowie auf Gesundheit und öffentliche
Sicherheit für eine private Haltung geeignet sind. Um ein solches Tier
kaufen und halten zu können, muss ein Sachkundenachweis verpflichtend sein.

2. Der Verkauf von Wildtieren auf Börsen ist abzulehnen. Insgesamt muss der
Verkauf von Tieren auf Börsen in einer rechtsverbindlichen,
bundeseinheitlichen Verordnung geregelt werden. Diese stellt sicher, dass
nur regionale Anbieter zugelassen sind, gewerbliche Händler ausgeschlossen
werden, nur Nachzuchten bzw. keine Wildfänge und nur Tiere angeboten
werden, deren Wohlbefinden durch das Anbieten auf einer Börse nicht
beeinträchtigt wird. Das Tierwohl muss u.a. durch Vorschriften für
Präsentations- und Transportbehältnisse, die nicht unterhalb derer für den
Zoofachhandel liegen, sowie eine durchgehende Überwachung durch
Amtstierärzte und von der Behörde berufene spezialisierte, weisungsbefugte
Tierärzte sichergestellt werden.

3. Der Verkauf von lebenden Tieren über das Internet sowie der Versand muss
unterbunden werden. Ausgenommen werden können Tierheime und
Auffangstationen, die ihre Tiere im Internet präsentieren, aber vor
Ort vermitteln. Nur dann ist der Vollzug tier- und artenschutzrechtlicher
Bestimmungen kontrollierbar.

4. Wir fordern einen nationalen Vorstoß Deutschlands, um ein Importverbot
für Wildfänge auf EU-Ebene anzustoßen. In der EU gilt bereits seit 2005 ein
Einfuhrverbot für Wildvögel, das zu einem massiven Rückgang der
weltweiten Wildentnahmen geführt und Millionen Vögeln das Leben gerettet
hat. Ein solches Importverbot muss auch auf andere Artengruppen ausgeweitet
werden, um Tierbestände in Herkunftsländern zu schützen und die
Einschleppung von invasiven Arten und gefährlichen Krankheitserregern zu
verhindern. Es hat sich in der Praxis gezeigt, dass letztlich auch hiesige
Halter und Züchter davon profitierten.

Aktionsgemeinschaft Artenschutz (AGA) e.V.

Birgit Braun

Deutscher Naturschutzring

Undine Kurth

Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt
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Deutscher Tierschutzbund e.V.

Thomas Schröder
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Bundesverband Tierschutz e.V.

Dr. Jörg Styrie

Pro Wildlife e.V.
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